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grund ist aber wohl nicht eine Förderung dieser Initiativen oder eine Belobi-

gung. Vielmehr wird dem Vernehmen nach über eine Bundesratsinitiative zur 

Verschärfung des § 6 RDG nachgedacht. Offensichtlich ist man im Ministerium 

(oder den dahinterstehenden Interessengruppen, vielleicht aus der Anwaltschaft) 

nicht froh darüber, dass die erleichterte Erbringung von Rechtsdienstleistungen 

durch das RDG Law Clinics hervorgebracht hat, insbesondere solche, die auch 

wirtschaftsrechtlich beraten. (Unausgesprochenes) Ziel dieser Initiative scheint 

das Herausdrängen von Law Clinics aus dem unternehmensberatenden Bereich 

zu sein. 

Diese gesetzgeberischen Vorarbeiten werfen ein mehrfaches Schlaglicht auf 

Law Clinics: Zunächst sind die Aktivitäten von Gesetzgeber und Lobby als eine 

Anerkennung des fachlichen Niveaus, auf dem augenscheinlich studentische 

Rechtsberatung erbracht wird, zu verstehen (A.). Doch sollten sich die Law 

Clinics nach diesem Ritterschlag nicht ausruhen. Denn wenn universitäre 

Rechtsberatungen nun also fühlbar in den Bereich der Rechtsdienstleistungen 

vordringen, den die Rechtsanwälte traditionell als den ihren betrachten, dann 

signalisiert das auch einen Bedarf an Professionalisierung (B.). Und schließlich 

ist dieser Ritterschlag auch ein Schlag gegen ein beliebtes und erfolgreiches 

Lehrkonzept, was Fragen nach der Förderung der Praxisorientierung im Studi-

um, des Vertrauensschutzes und den Grundrechten aufwirft (C.). 

B. Stand der Entwicklung von Law Clinics 
Nicht-anwaltliche Dienstleister werden von der Warte des Anwaltsrechts aus 

als minderwertig betrachtet. Das Fehlen gesetzlicher Anforderungen bei gleich-

zeitiger Begrenzung des Tätigkeitsfelds durch das RDG illustriert dies. Wenn 

man allerdings nicht das Feld der Rechtsdienstleistung insgesamt betrachtet, 

sondern einzelne Akteure, dann erkennt man auch bei Nicht-Anwälten teilweise 

Standards und ein fachliches Niveau, die über die des durchschnittlichen An-
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Wegen der weniger umfangreichen Praxis der jeweiligen Law Clinic ist dort 

aber das Interessenkollisionsproblem auch nicht so relevant. Lediglich in einem 

begrenzten lokalen oder regionalen Kontext ist es ein nicht nur theoretischer 

Fall, dass sich eine Law Clinic bei der Bearbeitung eines Falles selbst begegnet. 

Auch hier sollte durch transparente und gelebte Regeln für die Rechtssuchen-

den klar sein, welche Art der Treue sie von ihren studentischen Beratern erwar-

ten können. 

IV.  Haftpflichtversicherung 
Um nicht zu hohe Hürden für die altruistische Rechtsberatung zu stellen, hat 

der Gesetzgeber bewusst von einer Pflicht zum Abschluss einer Haftpflichtver-

sicherung für RDG-Rechtsdienstleister abgesehen9. Diese fehlende Verpflich-

tung wirkt sich auch auf den haftungsrechtlichen Sorgfaltsmaßstab aus, da die 

hohen Anforderungen an die anwaltliche Beratung auch immer vor dem Hinter-

grund der vom Gesetzgeber für altruistische Rechtsberatung gerade nicht statu-

ierten Berufshaftpflichtversicherung zu sehen sind10; spiegelbildlich dazu ist die 

Haftung der Anwälte auch deshalb so strikt, weil sie eine Haftpflichtversiche-

rung im Rücken haben11. 

Nun könnte die mit der fortschreitenden Professionalisierung erfolgende stei-

gende Qualität der Rechtsdienstleitungen in der Zukunft dazu führen, dass sich 

der Haftungsmaßstab bei Law Clinics verschiebt. Dann wäre eine Haftpflicht-

versicherung möglicherweise sinnvoll, kann aber auch durch eine Haftungs-

übernahmeregelung durch die Universität substituiert werden. 

                                                      

9 Piekenbrock, in: Gaier/Wolf/Göcken, Anwaltliches Berufsrecht, 2. Aufl.  2014, § 6 RDG 
Rn. 28; BT-Drs. 16/3655, S. 58. 

10 Dux, in Deckenbrock/Henssler, RDG, 4. Aufl.  2015, § 6, Rn. 55. 
11 Vgl. v. Lewinski, Grundriss des Anwaltlichen Berufsrechts, 3. Aufl. 2012, S. 143 (im 

Zusammenhang mit dem Richterspruchprivileg). 
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Sind Studentische Rechtsberatungen eine andere 

Möglichkeit im Sinne des § 1 Abs. 2 BerHG? 
Aus eigener, rechtsanwaltlicher Berufserfahrung ist mir bekannt, dass es bei 

der Bewilligung von Beratungshilfe mitunter zu Komplikationen und Miss-

stimmungen zwischen dem Rechtsuchenden, dem Rechtsanwalt und dem zu-

ständigen Gericht gibt. Diese Komplikationen und Missstimmungen haben 

meist zur Folge, dass das Verhältnis zwischen Rechtsuchendem und dem 
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Rechtsanwalt gestört wird und sich aus der Angelegenheit in einer signifikanten 

Anzahl kein Mandat in derselben Angelegenheit für das gerichtliche Verfahren 

oder Folgemandate in anderen Angelegenheiten ergibt. Hintergrund ist der, dass 

Beratungshilfe gar nicht bewilligt oder nach Bewilligung Gebühren über die 

Beratungsgebühr gemäß Nr. 2501 VV RVG zzgl. Umsatzsteuer gemäß Nr. 7008 

VV RVG hinaus, also die Geschäftsgebühr gemäß Nr. 2505 VV RVG und ggf. 

die Einigungsgebühr gemäß Nr. 2508 VV RVG sowie Entgelte oder Pauschale 

für Entgelte für Post- und Telekommunikationsdienstleistungen gemäß Nr. 7001 

bzw. 2002 VV RVG, dem Rechtsanwalt von der Staatskasse nicht erstattet wer-

den. Dies hat zur Folge, dass der Rechtsuchende gar keine Beratung in An-

spruch nimmt und Gefahr läuft, Rechte zu verlieren oder wenn er Beratung in 

Anspruch nimmt oder genommen hat, die Kosten hierfür zu tragen hat. Der 

Rechtsuchende ist enttäuscht und sieht sich neben seinem eigentlichen Problem 

nunmehr einer Gebührenforderung des Rechtsanwalts ausgesetzt, welche dieser 

nur schwer realisieren kann. 

Bei den verweigerten Gebühren geht es vorwiegend um die Geschäftsgebühr 

gemäß Nr. 2503 VV RVG, ggf. die Einigungsgebühr gemäß Nr. 2508 VV RVG 

sowie die Entgelte oder Pauschale für Entgelte für Post- und Telekommunikati-

onsdienstleistungen gemäß Nr. 7001 bzw. 2002 VV RVG. Dieses Thema ist aber 

so komplex und facettenreich, dass dies hier unberücksichtigt bleiben muss, 

weil es eine eigene Auseinandersetzung verdient. 

Vorliegend findet daher nur eine Auseinandersetzung mit der Frage, warum 

es Beratungshilfe überhaupt gibt1, wie das Beratungshilfeantragsverfahren ein-

schließlich der Rechtsmittel aufgebaut ist2 und welche anderen Beratungsmög-

lichkeiten es gibt, die die Beratungshilfe ausschließen.3 Anschließend wird die 

                                                      

1 Vgl. nachstehend unter I. 
2 Vgl. nachstehend unter II . 
3 Vgl. nachstehend unter III . 













https://beck-online.beck.de/Default.aspx?typ=reference&y=300&b=2004&s=1203&z=NJOZ
https://beck-online.beck.de/Default.aspx?typ=reference&y=300&b=2002&s=1715&z=FamRZ
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chenden, insbesondere weil die Vergütung des Rechtsanwaltes nicht nach den 

Nr. 2500 ff. VV RVG berechnet wird, sondern gemäß § 34 Ans. 1 RVG bzw. 

gemäß Nr. 2300 VV RVG mit einer 1,3 fachen Gebühr des Gegenstandwertes. 

Gerade in Angelegenheiten, in denen dem Rechtsuchenden Fristen gesetzt 

worden sind, steht dieser vor dem konkreten Problem, wenn er vom Gericht bei 

Antragstellung oder während des Bewilligungsverfahrens nicht auf andere Mög-

lichkeiten hingewiesen zu werden, vor der Bewilligung dennoch einen Rechts-

anwalt zu kontaktieren und sich dem Kostenrisiko auszusetzen. Dies ist nur 

verständlich, denn offensichtlich benötigt der Rechtsuchende ja Hilfe. 

Diesseits wird daher befürwortet, zumindest bei dem Hinweis auf andere 

Möglichkeiten der Beratungshilfe eine Ermessensreduzierung auf Null anzu-

nehmen. 

b) Ist die Studentische Rechtsberatung eine andere Möglichkeit? 

In diesem Zusammenhang stellt sich dann die Frage, ob Studentische Rechts-

beratungen andere Möglichkeiten der Beratungshilfe sind oder nicht. 

Studentische Rechtsberatungen sind erst seit dem Inkrafttreten des Rechts-

dienstleistungsgesetzes wegen § 6 Abs. 2 RDG möglich. Sie kennzeichnen sich 

vorwiegend darüber, dass Studierende juristischer Studiengänge schon im frü-

hen Phasen ihrer juristischen Ausbildung sich mit der Rechtsberatung auseinan-

dersetzen und anbieten, weil sie sich davon einerseits Praxiserfahrung erhoffen, 

aber anderseits auch Mitmenschen helfen wollen. Die studentischen Rechtsbera-

ter sind ehrenamtlich tätig. Nicht ganz unproblematisch und noch nicht ab-

schließend geklärt ist, in welchem Umfang die studentischen Rechtsberater bei 

Beratungsfehler haften. 

Dies ist ein eklatanter Unterschied zwischen den o.g. anerkannten andern 

Möglichkeiten. Die Institutionen, die die anderen Möglichkeiten der Beratungs-

hilfe anbieten, sind in der Regel mit Beratungspersonen gemäß § 3 Abs. 1 
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BerHG oder anderen qualifizierten, nicht ehrenamtlichen, sondern hauptberufli-

chen Mitarbeitern besetzt, die die Beratung durchführen. Die Haftung desjeni-

gen, der die Beratung durchführt, dürfte durch die Institution abgedeckt sein, so 

dass der er keine direkten Haftung ausgesetzt sein dürfte. 

Hinzu kommt, dass die Studentischen Rechtsberatungen oftmals ihr Angebot 

sowohl thematisch als auch räumlich eingrenzen, und sie deswegen nicht der 

breiten Masse der Bevölkerung zugänglich sind. Es wäre also für die angespro-

chenen Rechtsuchenden eher ein Nachteil, die studentischen Rechtsberatungen 

als andere Möglichkeit der Beratungshilfe zu qualifizieren, weil der Zielgruppe 

dadurch nur ehrenamtliche Beratung ermöglicht, professionelle hauptamtliche 

Beratung aber verwehrt werden würde. Die Zielgruppe würde dadurch schlech-

ter gestellt. Dies ist nicht der Sinn und Zweck und Intention der Studentischen 

Rechtsberatungen. Diese sollen allen Beteiligte helfen, aber niemanden benach-

teiligen. 

c) Vergleich mit der Praxis 

Dieses Ergebnis wird, soweit ersichtlich, von einigen mittlerweile in 

Deutschland existierenden Studentischen Rechtsberatungen auch nach außen 

hin getragen, in dem diese ihre Leistungen zwar als Alternative, aber nicht als 

Ersatz zur Beratungshilfe ansehen und deswegen ausdrücklich den Ratsuchen-

den ausdrücklich auf die Möglichkeit von Beratungshilfe hinweisen. 

So weist z.B. die Studentische Rechtsberatung der Heinrich-Heine-

Universität Düsseldorf auf ihrer Homepage darauf hin, dass eine unentgeltliche 

Rechtsberatung nicht nur bei der Studentischen Rechtsberatung erhalten werden 

könne. Sofern die Kosten für die Beratung oder Vertretung durch einen Rechts-

anwalt nicht aufgebracht werden könnten und keine andere zumutbare Mög-
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lichkeit zur Verfügung stehe, könne auch für die außergerichtliche Rechtsdurch-

setzung Beratungshilfe in Anspruch genommen werden.39 

Die LAW & LAKE Studentische Rechtsberatung an der Universität Konstanz 

setzt als eine der ersten studentischen Rechtsberatungen in Deutschland mit 

unkompliziert und unentgeltlich gewährtem Rechtsrat an, wenn u.a. der Betrof-

fen bedürftig oder mit dem System der Beratungshilfe nicht vertraut sei.40 

Die Studentische Rechtsberatung der Universität Bielefeld hilft gerne beim 

Ausfüllen eines Beratungshilfe- oder Prozesskostenhilfeantrags.41 

                                                      

39 http://www.jura.hhu.de/de/hilfe/fall-melden.html, [Stand: 27.05.2015]. 
40 http://law-and-lake.de/uber-uns/, [Stand: 27.05.2015]. 
41 http://www.jura.uni-

bielefeld.de/lehrstuehle/haehnchen/studentische_rechtsberatung/beratungsablauf, 
[Stand: 27.05.2015]. 
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A. Einleitung 
Relativ neu angekommen in der rechtswissenschaftlichen Ausbildung sind 

die sogenannten studentischen Rechtsberatungsstellen (Legal Clinics).1 

Dieses didaktische Ausbildungsmodell wird schon länger diskutiert und er-

probt,2 erfuhr jedoch erst in den 1960er Jahre in den Vereinigten Staaten die 

entscheidenden Entwicklungsimpulse. Dort wurde bereits in den 1980er Jahren 

an ca. 80-90 % aller Fakultäten eine studentische Rechtsberatung angeboten.3 

                                                      

1 Vgl auch: Hannemann, Law Clinics - Jurastudenten machen sich nützlich, Frankfurter 
Allgemeine Zeitung (FAZ) vom 17.09.2014. 

2 So bereits Frommhold, Deutsche Juristen-Zeitung, Jg. 5, 1900, S. 449; Unter anderem 
ist auch bekannt, dass 1862 Rudolf von Gneist die Einrichtung von 
Rechtsberatungsstellen auf dem deutschen Juristentag in Wien forderte: Rudolf von 
Gneist, in: Verhandlungen des Vierten Deutschen Juristentages 1862 in Wien, Berlin 
1863, Bd. 2, S. 180; Sowie 1847 bereits eine erste Rechtsberatungsstelle zur Ausbildung 
von Studenten seitens Rudolf von Jhering eingerichtet wurde: Pagenstecher, Pandekten-
Praktikum zu Puchta's Pandekten und Girtanner's Rechtsfällen, Heidelberg: Bangel u. 
Schmitt 1860. [Faks.-T.] , Leipzig 1970, S. 5 ff.. 

3 Bückner/Woodruff, JZ 2008, 1068. 
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den Arbeitsmarkt der Rechtsanwälte derart zu regulieren, dass es leicht war 

Gruppen, die nicht der Vorstellung des damaligen Systems entsprachen, vom 

Rechtsberatungsmarkt auszuschließen.10 

Dies war insbesondere für ehrenamtlich agierende Verbände, wie zum Bei-

spiel die Diakonie oder der Caritas, von erheblicher Bedeutung, da hier schon 

seit Jahren rechtsberatend agiert wird, dies aber eigentlich nicht vom Gesetzge-

ber legitimiert war. 

Die Beratung in solchen Vereinen wird in der Regel von ehrenamtlichen Mit-

gliedern durchgeführt, die in ihrem idR sehr speziellen Themengebiet über die 

Zeit zu Experten geworden sind und sich darin juristisch derart gut auskennen, 

dass eine Fehlberatung mithin unwahrscheinlich ist. Außerdem sind die Frage-

stellungen zumeist sehr ähnlich, wenn nicht sogar häufig dieselben. Jene Fälle 

sind auch ohne die Unterstützung eines Anwaltes durchaus lösbar. Unter ande-

rem aus diesem Grund sah sich der Gesetzgeber dazu veranlasst ein neues Ge-

setz zu schaffen und die verbotene Beratung durch die Schaffung des neuen 

RDG zu legitimieren. Dieses neue Gesetz war dann auch die Basis für die ent-

wicklung studentischen Rechtsberatungsstellen. 

1. Der rechtlicher Rahmen der studentischen Rechtsberatung in 

Deutschland 

Das Erbringen der Rechtsdienstleistungen ist nur im Rahmen des eingangs 

erwähnten Rechtsdienstleistungsgesetzes (RDG) erlaubt. Außergerichtliche 

Rechtsdienstleistungen sind nur im Rahmen des Rechtsdienstleistungsgesetzes 

(§ 3 RDG) statthaft. Erlaubnisfrei sind sonst nur noch rechtliche Ratschläge 

ohne Konkretisierung des Einzelfalles sowie das Erstellen nicht verbindlicher 

Rechtsgutachten zu allgemeinen Fragestellungen (§ 2 Abs. 3 Nr. 1 RDG). 

                                                      

10 Vgl. zur historischen Belastung: Rücker, Rechtsberatung, Diss. Bayreuth, 2007. 
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3. Haftungsfrage 

Mit der Wahl der Rechtsform geht auch immer die Frage nach der Haftung, 

bei möglicher Fehlberatung einher, die in Deutschland lange und ausführlich 

diskutiert wurde.17 

Es gibt inzwischen verschiedene Formen, um eine Haftung bei Fehlberatung 

auszuschließen oder die Folgen zu mindern. Dies geht über die gewählte 

Rechtsform (s.o.), eine zusätzlich abgeschlossene Versicherung und natürlich 

auch durch eine Mandantenvereinbarung, die die Haftung weitestgehend aus-

schließt. 

Ferner empfiehlt es sich den Klienten klarzumachen, dass es sich bei der stu-

dentischen Rechtsberatung nicht um ein professionelles anwaltliches Angebot 

handelt, sondern vorerst nur eine grobe Richtung aufgewiesen werden kann, die 

von Studenten erarbeitet wird. 

Bis jetzt hat es in Deutschland noch keinen Haftungsfall gegeben. In Polen 

kommt das gelegentlich vor. 

II. Geschichte der studentischen Rechtsberatung Polen 
Was in den USA bereits in den 1960er Jahren Anklang gefunden hatte,18 wur-

de in Polen in den 1990er Jahren aufgegriffen.19 Die erste studentische Recht-

sberatungsstelle wurde am 1. Oktober 1997 an der juristischen Fakultät der 

Jagiellonian Universität in Krakau gegründet. 

Das Konzept studentischer Rechtsberatungen wurde von polnischen Profes-

soren (u.a. Prof. Fryderyk Zoll) während ihrer eigenen Ausbildung in den USA 

                                                      

17 Vgl. Klass/Savic/Lenk, GJLE 2014, 139 ff. 
18 Stuckey, Best Practise for Legal Education, S. 26 ff.;Rüdiger, ZJS 2011, 583. 
19 Olechnowicz, Historia klinik prawa, (in:) Klinika 2008, Nr. 5 (9), S. 20. 
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C. Die Dachverbände der beiden Länder 

I. Die Entwicklung des Dachverbandes der Studentischen 

Rechtsberatungsstellen in Deutschland (Bund Studentischer 

Rechtsberater, BSRB) 
Die studentischen Rechtsberatungen innerhalb Deutschlands organisieren 

sich im "Bund studentischer Rechtsberater" (BSRB - www.B-S-R-B.de).34 

Nachdem sich bereits die ersten Rechtsberatungsprojekte in Deutschland 

etabliert hatten, kristallisierte sich relativ schnell heraus, dass man vom gemein-

samen Austausch stark profitieren könnte. Dies insbesondere vor dem Hinter-

grund, dass die studentische Rechtsberatung sowohl von Rechtswissenschaft-

lern als auch von Anwälten skeptisch beäugt wurde und man sich zunächst seine 

Position schaffen musste. Die Lobby der studentischen Rechtsberatung war zu 

Anfang nicht nur sehr schwach, sondern genau genommen gar nicht vorhanden. 

Außerdem ging es darum, Lösungsansätze für damalige Fragestellungen 

(zum Beispiel die Frage nach der Haftung bei Fehlberatungen; die Wahl der 

richtigen Rechtsform für die studentische Rechtsberatungsstelle usw.) zu entwi-

ckeln. Um die Struktur nachhaltig zu gestalten und den Austausch zu fördern, 

plante man sich mindestens einmal im Jahr auf einem Symposium zu treffen 

und gemeinsame Schnittmengen zu kanalisieren, unterschiedliche Entwick-

lungsansätze innerhalb der Szene zu diskutieren sowie den Austausch unterei-

nander zu fördern. 

Aus diesem Grund entschloss man sich einen gemeinsamen Dachverband zu 

gründen, der der studentischen Rechtsberatung in Deutschland ein Gesicht ge-

ben und sich für gesellschaftliche Akzeptanz einsetzen sollte. Dieser Dachver-

band aller studentischen Rechtsberatungsstellen und studentischen Rechtsbera-

                                                      

34 Vgl. Hannemann/Lampe, Justament 2012, Nov. S. 16; Momsen, GJLE 2014, 4 ff. 
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ter in Deutschland wurde am 27. Mai 2012 gegründet und unter dem Namen 

Bund Studentischer Rechtsberater (BSRB) im Vereinsregister eingetragen. 

Sowohl die Bekanntheit als auch Akzeptanz der studentischen Rechtsbera-

tung innerhalb der Gesellschaft als auch an den juristischen Fakultäten hat sich 

in den letzten Jahren durch die Arbeit des BSRB erheblich verbessert. Inzwi-

schen bieten einzelne Fakultäten studentische Rechtsberatung sogar als Schwer-

punktleistung an oder beschäftigen wissenschaftliche Hilfskräfte zur Organisa-

tion eben jener studentischen Rechtsberatungsstellen. 

Daran lässt sich erkennen, dass die Akzeptanz immer größer wird und sich 

die deutsche Szene der "Legal Clinics" der US-amerikanischen schrittweise 

angleicht. 

Auch werden inzwischen über den BSRB bestimmte Richtlinien zur Heran-

gehensweise an die studentische Rechtsberatung kommuniziert. 

Studentische Rechtsberatungsstellen, können sich ab 2016 auch einer Akkre-

ditierung durch den BSRB unterziehen und bekommen dann ein Gütesiegel 

verliehen, dass ihnen attestiert, dass sie um ein seriöses Vorgehen bemüht sind. 

Dieses Gütesiegel unterstreicht die Ernsthaftigkeit und Nachhaltigkeit der stu-

dentischen Rechtsberatung und garantiert, dass die Vorgaben des RDG einge-

halten werden. 

I I. Die Entwicklung des Dachverbandes der Studentischen 

Rechtsberatungsstellen in Polen (Fundacja Uniwersyteckich 

Poradni Prawa, FUPP). 
Die studentischen Rechtsberatungsstellen organisieren sich in Polen unter 

dem Dach der Stiftung der universitären Rechtsberatungsstellen: "Fundacja 

Uniwersyteckich Poradni Prawa" (FUPP). 
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D. Schnittmengen der Studentischen Rechtsberatung in 

Deutschland und Polen 

I. Der Nutzen der Legal Clinics in Deutschland und Polen 
Die studentischen Rechtsberatungsstellen haben nicht nur die juristische 

Ausbildung verändert sondern auch die Gesellschaft und sind eine sinnvolle 

Ergänzung des Beratungsmarktes sowie der Rechtspflege.38 Sie bereiten nicht 

nur den späteren Berufsalltag angehender Juristen vor, sondern helfen auch 

denjenigen, die sich teilweise in prekären Situationen befinden und sich profes-

sionellen Rechtsrat in der Regel nicht leisten können oder nicht wissen, wie sie 

ihn erlangen können. Mit teilweise wenig Aufwand kann den Klienten eine gro-

ße Last von den Schultern genommen werden.39 In Polen unterstreicht eine jähr-

liche Statistik des polnischen Dachverbandes (FUPP) die Bedeutung, Notwen-

digkeit und Tragweite studentischer Rechtsberatungsstellen.40 

Studenten bauen außerdem nicht nur ihr juristisches Wissen aus, bereiten sich 

somit nicht nur auf den späteren Berufsalltag vor, sondern lernen darüber hinaus 

auch Fähigkeiten, wie sie nur die Praxis zu unterrichten vermag.41 Sie müssen 

sich in ihrer Klienten einfühlen, mit sensiblen und teilweise emotionalen Kon-

flikt en Umgang finden und schlussendlich eine Lösung, die ihren Klienten ge-

recht wird, erarbeiten. 

Sie erproben damit in einer realen Konflikt-Situation, was es heißt als Anwalt 

tätig zu sein.42 Dabei wenden sie nicht nur das juristische Wissen an, sondern 

                                                      

38 Vgl. Karoline Meta Beisel: "Rechtsberatung von Jurastudenten: Nachwuchs-Anwälte 
der Armen" in: Süddeutsche, vom 2. April 2013. 

39 Heussen, AnwBl 2005, 771 (772); Westenberg, in: FS Scharf, 2008, 173; 
Bälz/Moelle/Zeidler, NJW 2008, 3383. 

40 Vgl. u.a. www.fupp.org.pl, [Stand: 27.05.2015]. 
41 Bocksrocker, azur 01/2014, S. 32. 
42 R. Grimmes, The Theory And Practice Of Clinical Legal Education, in: J. Webb/C. 

Maugham (eds.), Teaching Lawyers´ Skills (1996), S. 138. 

http://www.fupp.org.pl/
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tung in anderen Ländern begünstigt. So ist der Austausch zwischen dem polni-

schen und deutschen Verband inzwischen sehr eng geworden. Aber auch die 

Verbindung mit dem US-amerikanischen Dachverband war für die Entwicklung 

der studentischen Rechtsberatung in Deutschland sehr förderlich. Dies geht 

auch mit der Kooperation unterschiedlicher NGO´s innerhalb und außerhalb 

Deutschlands einher. Regelmäßig werden Vertreter des BSRB auf Konferenzen 

im Ausland eingeladen, um die Entwicklung in Deutschland darzustellen. Allei-

ne 2013 wurde der BSRB auf Veranstaltungen nach Montréal (Canada); Was-

hington, New York (USA); Wahrschau/ Krakau/ Slubice (Polen); Paris (Frank-

reich); Camberra (Australien) und Oxford (England) eingeladen. 

Nicht zu unterschätzen ist der Mehrwert, den das 2014 ins Leben gerufene 

German Journal of Legal Education mit sich bringt. Es erscheint als Buch und 

ist überdies kostenlos auf der Internetseite des BSRB abzurufen. Der Gedanke 

dahinter ist, möglichst vielen Interessierten den Zugang zu fachlich ausgereiften 

Artikeln über die studentische Rechtsberatung und deren Entwicklung zu er-

möglichen. Daher auch die kostenlose und nicht gewinnorientierte Herausgabe. 

Gleichzeitig wird die Entwicklung innerhalb Deutschlands so bestmöglich do-

kumentiert und neue Ansätze frühzeitig diskutiert, die in anderen Fachzeitungen 

möglicherweise (leider) keinen Platz finden würden. Die Resonanz auf das 

Journal fällt nach der ersten Ausgabe durchweg positiv aus. Viele studentische 

Rechtsberatung haben sich aufgrund der Rechtsberatungsberichte und der Fach-

aufsätze über die Entwicklung der Szene der studentischen Rechtsberatung An-

regungen holen können, was im 2. Journal zu einer regen Beteiligung mit eige-

nen Erfahrungsberichten der Rechtsberatungsstellen geführt hat. 

Aber natürlich haben auch die Publikationen in anderen Fachmedien derer, 

die sich im BSRB Engagierenden, einen hohen Stellenwert, da so potenziell 

Interessierte auf die Möglichkeit des Engagements in einer Legal Clinic hinge-

wiesen werden. 
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II. Auflistung der entwicklungsfördernden Maßnahmen in 

Polen 
Wichtig war zunächst ein Netzwerk der studentischen Rechtsberatungen in 

Polen zu konstruieren und die studentischen Rechtsberatungsstellen darin zu 

integrieren. Damit geht einher, dass man sich als Gemeinschaft sieht und ver-

sucht gemeinsame Ziele umzusetzen. Dies gelingt unter anderem durch Präsenz 

in den Massenmedien (Interviews und Reportagen der unterschiedlichen Projek-

te). 

Außerdem betreibt man enge Kooperation mit Nichtregierungsorganisationen 

(NGOs). So vermochte es der polnische Dachverband innerhalb kurzer Zeit eine 

nachhaltigen Position im Netzwerk der anderen Nichtregierungsorganisationen, 

Dachverbänden und Beratungsplattform zu erlangen. Sicherlich haben dazu 

auch die offiziellen Unterstützungs-Schreiben der Präsidenten der Rechtsan-

waltskammern (Bar Council/Council of Legal Advisers) beigetragen. 

Ganz entscheidend sind die durch den Dachverband geschaffenen Standards 

für die studentischen Rechtsberatungsstellen. Bereits im Jahr 2003 hatten fast 

alle studentischen Rechtsberatungen Versicherungen abgeschlossen, die ihre 

beratende Tätigkeit absicherten. Noch ein Jahr zuvor hatten dies gerade einmal 

zwei studentische Rechtsberatungsstellen. 

Überdies versucht der Vorstand des Dachverbandes regelmäßig alle existie-

renden, studentischen Rechtsberatung zu besuchen und den Austausch zwischen 

ihnen und den Repräsentanten zu intensivieren. Damit einher geht natürlich 

auch die Organisation von Veranstaltungen, wie zum Beispiel die Ausrichtung 

internationaler Konferenzen zu denen auch viele Vertreter aus dem Ausland 

kommen und von denen die einzelnen Rechtsberatungsstellen lernen können. 

Auch die inzwischen bereits 23 mal ausgerichtete "Polish Legal Clinics Confe-

rence", die mit dem jährlichen Symposium des Deutschen "Bund Studentischer 

Rechtsberater" vergleichbar ist fällt darunter. Außerdem richtet der polnische 
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1. professionelle Standards bei der Organisation und Herangehensweise 

der Legal Clinics. Absicherung unter anderem durch Zertifizierung mit-

tels eines Gütesiegels der Dachverbände. Damit geht die Stärkung der 

Position der einzelnen Rechtsberatungsstellen einher. 

2. Regelmäßiges Erscheinen der verbandsinternen Publikationen, die stu-

dentischen Rechtsberatern Chancen und Möglichkeiten aufzeigen, so-

wie Interessierte informieren. 

3. Koordinierung und Optimierung der Kooperation der einzelnen Recht-

sberatungsstellen untereinander. 

4. Erhebung statistischer Daten zur Entwicklung der studentischen 

Rechtsberatung im eigenen Land. 

5. Das Sammeln und Zusammenstellen fachliterarischer Beiträge über die 

"Clinical Legal Education", um Vergleichsdaten zu erhalten, sowie die 

Entwicklung bestmöglich zu dokumentieren. 

6. Ausbau und Entwicklung des IT Supports (zum Beispiel das Bereitstel-

len kostenloser Software zur Mandatsverwaltung und ähnlichem). 

7. die Bewerbung der Aktivitäten der studentischen Rechtsberatungsstellen 

in Deutschland, um eine gesellschaftliche Akzeptanz zu fördern. 

8. Der Ausbau der internationalen Kooperationen mit anderen Dachver-

bänden und Legal Clinic Programmen im Ausland. 

9. Lobbyarbeit zur Stärkung der Akzeptanz der Studentischen Rechtsbera-

tung sowie des ProBono Gedanken in der Gesellschaft. Damit einher-

gehend das Beobachten der Legislative und Unterbreiten von Vorschlä-

gen. 

10. die Integration der studentischen Rechtsberatung in das universitäre 

Curriculum sowie in die landesspezifische Rechtsordnung. 

11. Das Verfolgen der rechtlichen Entwicklung, die Einfluss auf die studen-

tische Rechtsberatung hat (Rechtsprechung und Gesetzgebung). 
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legenheiten gegen die Hochschule Wismar selbst, ist die Beratung ausgeschlos-

sen. Auch eine Vertretung dürfen wir im Rahmen des Moduls nicht anbieten. 

Eine Vorformulierung von z.B. Schreiben etc., durfte jedoch angeboten werden. 

Möchte jemand die Beratung in Anspruch nehmen, so muss zunächst ein 

Vordruck, in dem auf alle rechtlich relevanten Punkte hingewiesen wird, ausge-

füllt werden. Dieser wird dann, mit einer Schilderung des Sachverhaltes, sowie 

allen relevanten Unterlagen an die Studentische Rechtsberatung geschickt. So-

bald der Beratungsauftrag von Herrn Marx auf die Eignung geprüft wurde, wird 

er den Studenten freigegeben. Dabei konnten wir selbst wählen, welchen Fall 

wir übernehmen möchten. Ob wir den Fall alleine übernehmen möchten, oder 

lieber ein Team mit einem Kommilitonen bilden möchten, ist uns dabei selbst 

überlassen. Nachdem man den Fall übernommen hat, läuft sämtliche Kommu-

nikation zwischen dem Ratsuchenden und dem Studierenden selbst ab. Nach 

Einarbeitung in die Problemstellung wird zunächst geschaut, ob alle Unterlagen 

vorliegen, um den Sachverhalt vollständig würdigen zu können. Danach wird 

sofort Kontakt zu dem Ratsuchenden aufgenommen und ein Treffen vereinbart. 

Die Treffen haben in den meisten Fällen, die ich übernommen habe, in der 

Hochschule selbst stattgefunden, jedoch ist auch ein Treffen in anderen Orten in 

der Nähe von Wismar vorgekommen. Wie der Beratende die Beratung letztend-

lich durchführt, ist jedem selbst überlassen und muss in Hinblick auf die Prob-

lemstellung individuell ausgearbeitet werden. In den meisten Fällen, eignet sich 

das persönliche Gespräch am Besten, ferner sind jedoch auch Präsentationen 

etc. möglich. Bei Problemen oder Fragen zu den Fällen stand Herr Marx auch 

außerhalb der Vorlesungen stets zur Verfügung. Damit war gewährleistet, dass 

keine Beratungsfehler auftraten und man sich als Student sicher fühlt, wenn 

man in die Beratungen geht. Bei der Beratung selbst, war es wichtig darauf zu 

achten, dass man dem Ratsuchenden keine Entscheidung abnimmt und ihm rät 

was zu tun ist sondern ihm viel mehr die bestehenden Möglichkeiten aufzuzei-
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rechtlichen Lösungen und dem Umgang mit den Ratsuchenden in einem persön-

lichen Gespräch. Gerade der praktische Umgang mit rechtlichen Problemstel-

lungen kommt während des Studiums leider etwas zu kurz und wird durch die-

ses Modul perfekt aufgefangen. Während man bei der ersten Beratung die Ner-

vosität wohl nicht verbergen konnte, wurde man von Beratung zu Beratung 

selbstsicherer und offener in dem Umgang mit dem Ratsuchenden. Anhand von 

diesen Erfahrungen lernt man meiner Meinung nach viel schneller und mehr als 

durch die üblichen Methoden des Studiums. Dort hinein spielt natürlich auch 

der Dank der Ratsuchenden, wenn eine Beratung erfolgreich abgeschlossen 

wurde und die Ratsuchenden ihr persönliches Anliegen geklärt haben. Die per-

sönliche Euphorie und Selbstbestätigung, die damit einher geht, gibt zusätzlich 

einen enormen Motivationsschub. Auch für die Ratsuchenden ist die Studenti-

sche Rechtsberatung vorteilhaft. Da es neben Studenten viele Menschen gibt, 

die nur über knappe finanzielle Mittel verfügen und der Weg über die Bera-

tungshilfe nicht immer erfolgreich und zudem etwas holprig sein kann, bietet 

die Studentische Rechtsberatung jenen eine sehr gute Alternative. Die Beratung 

stellt sowohl für den Ratsuchenden als auch den Beratenden eine win-win-

Situation dar und ist daher meiner Meinung nach eine gute Ergänzung zu der 

Beratungshilfe in Wismar. Daher wäre es wünschenswert, wenn die studentische 

Rechtsberatung auch über die Grenzen des Campus etwas populärer werden 

würde, damit noch mehr Ratsuchenden geholfen werden kann. Allen Ratsu-

chenden konnte zur vollsten Zufriedenheit geholfen werden. 

Abschließend kann ich jedem Studenten des Wirtschaftsrechtes und der 

Rechtswissenschaft empfehlen, sich im Rahmen einer Studentischen Rechtsbe-

ratung neben oder im Rahmen seines Studiums zu engagieren, um sich selbst 

weiterzubilden und seinen Mitmenschen zu helfen. Die Studentische Rechtsbe-

ratung war eine Erfahrung, die ich nicht missen möchte. 
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B. Organisation, thematische Ausrichtung und Haftung 
Die Rechtsberatung in Wismar ist als Teil des Studienganges Wirtschaftsrecht 

organisatorisch eingebunden. In Form eines Wahlpflichtmoduls bekommen 

Studenten einen ersten Einblick in die Beratungspraxis. Lehrinhalte sind 

spiegelbildlich zur Beratungsvorbereitung und werden den Studenten in Form 

eines Seminars angeboten. 

Thematisch wird die Rechtsberatung durch Ausschluss von Sachverhalten aus 

dem Straf- und Steuerrecht, sowie Angelegenheiten gegen die Hochschule 

begrenzt. Die Studentische Rechtsberatung ist für jedermann offen: Studierende 

der Hochschule Wismar, junge Unternehmer und andere Privatpersonen können 

Rechtsdienstleistungen in Anspruch nehmen. 

Eingehende Anfragen von Ratsuchenden werden von Herrn Rechtsanwalt 

Marx geprüft, ob diese in das thematische Profil passen und er informiert die 

Studierenden über den neuen Fall. Bisher wurden im Durchschnitt 15 Fälle pro 

Semester bearbeitet, was ungefähr 2/3 der eingehenden Anfragen ausmacht. 1/3 

der Anfragen sind entweder thematisch ungeeignet oder münden schlicht nicht 

in einen Beratungsvertrag. 

Die Beratung erfolgt meist in Teams von mindestens zwei Studierenden, bei 

komplexeren Rechtsfragen werden größere Teams gebildet. Sodann stellen die 

Studierenden Kontakt zum Rechtssuchenden her und verabreden das erste 

Beratungsgespräch. Nach einer ersten inhaltlichen Prüfung wird dann 

gegebenenfalls ein Beratungsvertrag abgeschlossen. Vertragspartner sind die 

beratenden Studierenden, sodass sie im Falle einer Falschberatung auch haftbar 

sind. Durch Allgemeine Geschäftsbedingungen im Beratungsvertrag wird die 

Haftung dem Grunde und der Höhe nach auf maximal 1.000 EUR begrenzt, da 

nur Sachverhalte bearbeitet werden können die diesen Streitwert nicht 

übersteigen. 
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Eine Vermögensschadenshaftpflichtversicherung ist zurzeit nicht vorhanden. 

Es existieren aber Planungen, eine solche abzuschließen oder die Studentische 

Rechtsberatung als Verein zu organisieren. 
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junge Menschen zu gesellschaftlich verantwortlichen Juristen und Juristinnen zu 

erziehen. So profitieren von unserem Engagement nicht nur die Ratsuchenden, 

sondern im gleichen Maße auch wir Studierende selbst. 

C. Unser Konzept 
Unser Projekt der studentischen Rechtsberatung steht auf vier Säulen: Zum 

einen sind da wir, die organisierenden und beratenden Studierenden der Univer-

sität Göttingen. Darüber hinaus, um eine qualitativ hochwertige Beratung zu 

garantieren und in Einklang mit § 6 Abs. 2 Rechtsdienstleistungsgesetz, arbeiten 

wir mit den Göttinger Rechtsanwälten Dr. Betjen und Weissenborn zusammen, 

sodass wir in jedem Beratungsgespräch von einem Rechtsanwalt begleitet wer-

den. Grundsätzlich berät der Studierende. Sollte dieser jedoch nicht weiter wis-

sen oder korrigiert werden müssen, übernimmt der Rechtsanwalt die Beratung. 

Dies schafft Vertrauen für die Ratsuchenden und garantiert dem beratenden 

Studierenden Sicherheit und Ruhe. Nicht zuletzt lösen wir über die anwaltliche 

Aufsicht und die anwaltliche Haftpflichtversicherung die Haftungsproblematik. 

Da wir uns als Erstberatung verstehen und keine weitere Begleitung der Ratsu-

chenden vornehmen, verzichten wir auch auf eine Begrenzung des Streitwerts. 

Als dritter Pfeiler stellt die Göttinger Tafel e.V. uns die Räumlichkeiten für die 

Beratung zur Verfügung und vermittelt den Kontakt zu den Ratsuchenden. 

Schließlich unterstützt uns die Juristische Fakultät der Universität Göttingen. 

Nicht nur stellt sie uns für die Beratung Literatur in Form von Kommentaren 

zur Verfügung, sondern hat es uns des Weiteren ermöglicht, die studentische 

Rechtsberatung als eine anrechenbare Schlüsselqualifikation gemäß § 5a Abs. 3 

Satz 1 und Abs. 4 Deutsches Richtergesetz anerkennen zu lassen. 

Unsere Beratung selbst hat den Anspruch, eine Erstberatung zu sein, in der 

das Problem des Ratsuchenden grundsätzlich juristisch untersucht und Lö-

sungsmöglichkeiten aufgezeigt werden sollen. Kleinere Arbeiten, wie zum Bei-
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spiel das Aufsetzen von Schreiben (z.B. Kündigung, Widerspruch etc.) erledi-

gen wir zusammen mit dem Ratsuchenden direkt vor Ort. Im Falle eines spezi-

ellen Problems erarbeiten wir das weitere Vorgehen und verweisen dann an 

spezialisierte Stellen, wie zum Beispiel einen Fachanwalt. Nach der erfolgten 

Beratung steht wieder der Lerneffekt für die Studierenden im Vordergrund. Die-

se erhalten zunächst vom betreuenden Anwalt Feedback und werden vom die-

sem über die rechtlichen Hintergründe, weiterführende Probleme, alternative 

Lösungsansätze und gegebenenfalls relevante Gerichtsentscheidungen aufge-

klärt. So lässt der Rechtsanwalt die Studierenden an seinen Erfahrungen und 

seinem Wissensschatz teilhaben. 

Unser Beratungszeitraum erstreckt sich auf vier Beratungstermine á zwei 

Stunden im Monat. Sie finden regelmäßig an jedem Mittwoch von 14 bis 16 

Uhr in den Räumlichkeiten der Göttinger Tafel statt. Durch diese Beständigkeit 

können sich Ratsuchende darauf verlassen, zur gegebenen Zeit beraten zu wer-

den. Es kann vorkommen, dass zu viele Ratsuchende an einem Termin erschei-

nen und so innerhalb der vorgegebenen Zeit nicht alle Beratungen durchgeführt 

werden können. Für diesen Fall bitten wir die Ratsuchenden, uns am nächsten 

Beratungstermin aufzusuchen, da wir auf Gründlichkeit setzten und versuchen 

der einzelnen Person gerecht zu werden. Dabei nehmen mitunter insbesondere 

die Darlegung der rechtlichen Situation für den Ratsuchenden und das teilweise 

schwierige Erfassen des konkret relevanten Sachverhalts nicht unerhebliche Zeit 

in Anspruch. 

D. Unsere Erfahrungen 
Schon nach kurzer Zeit wurde unser Beratungsangebot rege wahrgenommen. 

Kaum ein Beratungstermin kann nicht komplett mit Beratungsgesprächen ge-

füllt werden. Die Ratsuchenden tragen hauptsächlich Probleme aus dem Ar-

beits- uns Sozialrecht, dem allgemeinen Zivilrecht (zumeist Mietrecht), sowie 
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dem Verwaltungsrecht vor. Häufige Arbeiten sind das gemeinsame Aufsetzen 

von Kündigungsschreiben und Widersprüchen oder das Verfassen eines Mahn-

schreibens. Gerade im Bereich des Sozialrechts stoßen die beratenden Studie-

renden oft an ihre fachlichen Grenzen. Dies resultiert vor allem daraus, dass das 

Sozialrecht nicht Teil des Pflichtfachstoffs ist. Hier übernehmen dann die 

Rechtsanwälte und vermitteln im Nachhinein Kenntnisse im Sozialrecht. Seit 

der Durchführung der Rechtsberatung sind über 350 Beratungsgespräche ge-

führt wurden. Damit dürften wir zu den aktivsten studentischen Rechtsberatun-

gen in Deutschland zählen. Im Jahr 2014 fanden über 100 Beratungen an 37 

Beratungsterminen statt. In mancher Hinsicht spiegeln sich die sozialen Prob-

leme in Göttingen thematisch in unserer Beratung wieder. So verzeichneten wir 

2014 eine deutliche Zunahme von mietrechtlichen Streitigkeiten, was sicherlich 

bedingt wird durch die angespannte Wohnungssituation in der Stadt. 

E. Die studentische Rechtsberatung als 

Schlüsselqualifikation  
Wie bereits erwähnt, können sich die Studierenden eine Beratung als Schlüs-

selqualifikation anrechnen lassen. Dies schließt allerdings nicht aus, dass wei-

terhin unabhängig von dem Schlüsselqualifikationsschein die Möglichkeit be-

steht, Beratungen durchzuführen. Die Anrechnung als Schlüsselqualifikation 

umfasst einige Voraussetzungen, die im Folgenden kurz geschildert werden 

sollen: Zum einen muss an einer Einführungsveranstaltung teilgenommen, die 

jeweils am Anfang des Semesters stattfindet. Dort stellen wir und die beteiligten 

Rechtsanwälte unsere Arbeit vor und führen die interessierten Studierenden in 

die Besonderheiten eines Beratungsgesprächs ein. Weiterhin muss der Student 

an mindestens einem Beratungstermin die volle Zeit beraten. Den Verlauf und 

die Ergebnisse des Beratungsgesprächs müssen überdies schriftlich zusammen-
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gefasst, sowie die juristischen Probleme fallösungstechnisch gelöst werden. Am 

Ende des Semesters findet dann eine mündliche Prüfung in Form eines Vortrags 

über den Verlauf und die Ergebnisse des Beratungsgesprächs sowie die Präsen-

tation der juristischen Problemstellung samt Lösung statt. Die am Projekt betei-

ligten Anwälte sind Lehrbeauftragte der Universität Göttingen. 
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durch. Auch sind einige Lehrbeauftragte der Universität Mitglied unseres ca. 

20-köpfigen Juristischen Beirats. Weiterhin ist Pro Bono Heidelberg als erste 

und einzige studentische Organisation der Fakultät in den Lehrplan integriert. 

Seit dem Wintersemester 2014/2015 können Studierende durch Teilnahme an 

Schulungen und der Flüchtlingsberatung einen Schlüsselqualifikationsschein 

erwerben. 

C. Die Beratung 
Im Migrationsrecht betreuen wir keine Mandate im klassischen Sinne. Viel-

mehr helfen wir den Ratsuchenden nach einem festen Schema und meist nur für 

den Zeitraum der Sprechstunde. Wir bieten in den Räumlichkeiten des Asylar-

beitskreises Heidelberg rund drei Stunden pro Woche und im Asylcafé Mann-

heim einmal monatlich mehrstündig Erläuterungen zum Asylverfahren an. In 

Einzelfällen setzen wir auch Klagebegründungen auf. Aufgrund der Komplexi-

tät dieses Rechtsgebiets und seiner für die Migranten mitunter scharfen Rechts-

folgen beschränken wir uns thematisch aber darauf. 

Im Zivilrecht erreichen uns die Fälle in der Regel über das Online-Formular 

auf unserer Website. Wir prüfen, ob der Fall in unseren Kompetenzbereich fällt, 

also nicht etwa steuer- oder strafrechtlicher Natur ist, und beginnen die Betreu-

ung, sofern sich der Streitwert unterhalb der Grenze von 700 Euro befindet. Die 

Beratung wird von unserer Bereichsleitung koordiniert und jeweils von einem 

Zweierteam in Rücksprache mit einem Volljuristen aus dem Juristischen Beirat 

ausgeführt. Über den Ablauf führt das Team penibel Buch und dokumentiert 

Erkenntnisse und hilfreiche Materialien für zukünftige Fälle in unserem digita-

len Archiv. 

Im Migrationsrecht haben wir bisher ca. 70-80 Personen beraten. Den aktuel-

len Stand der Mandate des Zivilrechtsbereichs seit Beratungsbeginn im April 

2014 sehen Sie hier: 
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A. Einleitung 
Die Humboldt Law Clinic Internetrecht (HLCI) startete zum Wintersemester 

2012/2013 unter der Leitung von Frau Prof. Dr. Katharina de la Durantaye, 

LL.M. (Yale) als erste internetrechtliche Law Clinic Deutschlands. Bei der Ein-

bindung von Law Clinics in das rechtswissenschaftliche Studium ist die Hum-

boldt-Universität zu Berlin Vorreiterin: Bereits im Wintersemester 2010/2011 

wurde die Humboldt Law Clinic Grund- und Menschenrechte (HLCMR) ge-

gründet; im Sommersemester 2012 folgte die Humboldt Consumer Law Clinic 

(HCLC). 
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B. Ablauf 
Das einjährige Programm der HLCI ist eng mit dem Lehrplan der Fakultät 

verknüpft; praktische Ausbildung und universitäre Lehre ergänzen sich. Traditi-

onell widmen sich Law Clinics vor allem gesellschaftlich und rechtspolitisch 

wichtigen Fragestellungen. Das Internet ist daher ein ideales Themengebiet für 

die klinische Ausbildung. Die technische Entwicklung der letzten Jahre hat eine 

Vielzahl rechtlicher und rechtspolitischer Fragen aufgeworfen, die bisher noch 

kaum durchdrungen sind. Sie zu verstehen erfordert nicht nur Kenntnisse in 

mehreren Rechtsgebieten. Wer differenzierte Lösungen für die internetrechtli-

chen Probleme finden möchte, muss auch deren technische Zusammenhänge 

begreifen. Im Wintersemester besuchen die Studierenden daher in einem 

Schlüsselqualifikationskurs beispielsweise Veranstaltungen zum Urheber-, Da-

tenschutz- und Wettbewerbsrecht sowie zum Presse- und Äußerungsrecht oder 

zu Haftungsfragen im Internet. In verschiedenen Workshops eignen sie sich 

zudem das erforderliche technische Grundwissen an. Die Veranstaltungen wer-

den zumeist gemeinsam mit Praktikerinnen und Praktikern unterrichtet. Neben 

den materiellrechtlichen Grundlagen des Internetrechts erlernen die Studieren-

den dort das für die praktische Arbeit notwendige Handwerkszeug. 

In der vorlesungsfreien Zeit absolvieren die Studierenden ein Praktikum bei 

einem Kooperationspartner der HLCI. Das kann eine Kanzlei, ein Ministerium, 

ein einschlägiges Unternehmen oder eine NGO sein. Die Praktika werden als 

Pflichtpraktika gemäß § 2 JAO anerkannt. Zusammen mit den Kooperations-

partnern beginnen die Studierenden, an ausgewählten Projekten und Fällen zu 

arbeiten. Diese Arbeit führen die Studierenden in enger Zusammenarbeit mit 

den Kooperationspartnern über das folgende Clinic-Semester fort (dazu so-

gleich). Daneben besuchen die Studierenden im zweiten Clnic-Semester ein 

Vertiefungsseminar, das als wahlobligatorische Veranstaltung im immaterialgü-

terrechtlichen Schwerpunktstudium Humboldt-Universität zu Berlin angerech-
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net wird. Die Studierenden erwerben dort vertiefte Kenntnisse im Internetrecht 

und besuchen beispielsweise Workshops zur Beratung von Internet Start-Ups 

oder zum Domainrecht. 

C. Projekte 
Die Arbeit an konkreten Projekten ist das Kernstück der HLCI. In den ver-

gangenen zwei Zyklen konnte sie bereits zehn Projekte erfolgreich abschließen, 

fünf weitere werden aktuell bearbeitet. Unter Anleitung erfahrener Expertinnen 

und Experten vertiefen die Studierenden dort ihre Kenntnisse im Internetrecht 

und sammeln erste Erfahrungen in der praktischen juristischen Arbeit. Von der 

vergütungsfreien Unterstützung der HLCI profitieren insbesondere Mitglieder 

der digitalen Gesellschaft mit gewichtigen gesellschaftspolitischen Anliegen, 

die diese mangels ausreichender finanzieller Mittel für kompetente Beratung 

nicht rechtlich verfolgen könnten. Wichtige Kriterien bei der Auswahl der zu 

bearbeitenden Projekte sind ihre gesellschaftliche und rechtspolitische Bedeu-

tung und ihre möglichen Auswirkungen auf die Fortentwicklung des Rechts. Im 

Folgenden sollen drei Projekte vorgestellt werden, die beispielhaft für die prak-

tische Arbeit der HLCI stehen: 

I. Autorenprojekt  
Fiktion ist ein Autorenprojekt, das vom Fiktion e.V. und dem Haus der Kultu-

ren der Welt getragen wird. Gemeinsam mit Schriftstellerkolleginnen und -

kollegen erproben Mathias Gatza, Ingo Niermann und Henriette Gallus neue 

digitale Verlags- und Vertriebsstrukturen für literarische Texte. Studierende der 

HLCI untersuchten die juristischen Hintergründe des Projekts und wirkten an 

der Ausarbeitung neuer Vertragsmodelle mit. Dabei verfolgten sie stets das Ziel, 

die Interessen der Autorinnen und Autoren zu stärken. 

http://www.fiktion.cc/
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II. Persönlichkeitsschutz und Diskriminierung im Internet  
In einem Kooperationsprojekt mit der Humboldt Law Clinic Grund- und 

Menschenrechte befasste sich die HLCI zudem mit Persönlichkeitsschutz und 

Diskriminierung im Internet. Anlass waren Erfahrungen von Netzaktvistinnen 

und -aktivisten, die nach der #Aufschrei-Debatte erheblich beleidigt, belästigt, 

bedroht und öffentlich diskreditiert worden waren. Zusammen mit dem Think 

Tank iRights.Lab und der Antidiskriminierungstelle des Bundes entwickelten die 

Studierenden einen Leitfaden, der Betroffenen Hilfestellung geben soll und 

rechtliche Ansprüche sowie außergerichtliche Vorgehensweisen für Nichtjuris-

tinnen und Nichtjuristen erklärt. Bestehende rechtliche Lücken und mögliche 

gesetzgeberische Optionen diskutierten sie zudem in einem Policy Paper. 

III. High-Tech-Werkstätten 

Im aktuellen Zyklus arbeitet die HCLI unter anderem mit dem Fab Lab Ber-

lin zusammen. Fab Labs sind offene High-Tech-Werkstätten, die Privatpersonen 

den Zugang zu industriellen Geräten wie 3D-Druckern, Lasercuttern oder Frä-

sen verschaffen und sie im Umgang damit schulen. Seit der Gründung des ers-

ten Fab Lab 2002 am Massachusetts Institute of Technology (MIT) wächst die 

Bewegung rasend. Um die komplexen Arbeitsvorgänge zu vereinfachen und die 

Organisation der Werkstätten zu verbessern, entwickelt das Fab Lab Berlin ein 

Management-System, das die Nutzer- und Maschinenverwaltung automatisiert. 

Studierende der HLCI begleiten diesen Prozess und unterstützen das Fab Lab 

Berlin insbesondere bei der lizenzkonformen Verwendung von Open-Source-

Software Modulen. 

D. Außerwirkung 
Die HLCI beteiligt sich über ihren Blog hlci-kontrovers.de an der lebhaften 

rechtswissenschaftlichen und -politischen Diskussion rund um Internetthemen. 

In einem konfrontativen Pro- und Kontra-Format befassen sich die Studierenden 

http://irights-lab.de/
http://www.antidiskriminierungsstelle.de/DE/Home/home_node.html
http://www.fablab-berlin.org/de
http://www.fablab-berlin.org/de
http://www.hlci-kontrovers.de/


http://www.hlci.de/persoenlichkeit/
https://www.telemedicus.info/soko14/
https://www.telemedicus.info/soko14/
http://www.hlci.de/wp-content/uploads/2012/11/Literatur_digital_Programm.pdf
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wird der Beratungsvertrag geschlossen sowie Sachverhalt und Beratungsziel 

geklärt. Daraufhin bearbeitet das Team unter Anleitung eines Anwalts die 

Rechtsfrage. In einem abschließenden Gespräch wird das Ergebnis vorgestellt 

und besprochen. Insgesamt ist mit einer vier- bis achtwöchigen Bearbeitungszeit 

zu rechnen. 

F. Die Zukunft 
Nachdem wir zu Beginn des Jahres die Anfangsphase abgeschlossen haben 

und sich die Abläufe langsam einspielen, steht die weitere Entwicklung der 

Beratung an. Dazu planen wir eine Erweiterung unseres Beratungsangebotes auf 

das Asylrecht. Eine zusätzliche Öffnung für die Allgemeinheit abseits der Uni-

versität war für Anfang 2015 geplant. Diese könnte im Laufe des Jahres statt-

finden, wenn wir bis dahin den Bedarf an Rechtsberatung decken können. Bis-

her ist er bei Studierenden noch höher als erwartet und lastet unsere Kapazitäten 

bisweilen aus. Wichtig ist uns des Weiteren eine stärkere Vernetzung auf über-

regionaler Ebene. Dazu freuen wir uns, die durch den BSRB gebotenen Gele-

genheiten, insbesondere das Symposium 2015 in Passau, zu nutzen. 
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stützung gegeben werden. Im April 2015 haben die ersten ausgebildeten Mit-

glieder der RLCL begonnen, Asylsuchende in Fragen rund um das Verfahren zu 

beraten. Antragssteller werden über das Asylverfahren allgemein informiert und 

während des Verfahrens durch Vereinsmitglieder begleitet. Jedes Berater*innen-

Team besteht aus zwei Personen. Dem Berater*innen-Team steht bei seiner Ar-

beit mindestens eine Volljurist*in zur Verfügung, den oder die sie kontaktieren 

können und der oder die ihnen im Zweifelsfalle weiterhilft. Seit Anfang 2015 

baut die RLCL ein Rechercheteam auf, dessen Arbeit ebenso wie die Beratung 

selbst zum Aufgabenfeld des Vereins gehört. Die Recherchegruppe unterstützt 

die Hospitationspartner der RLCL und stellt etwa Hintergrundinformationen aus 

Gesetzen, Datenbanken und Berichten von NGOs zusammen. 

II. Ausbildung 
Die einjährige Ausbildung zur Rechtsberater*in der RLCL umfasst eine wö-

chentliche Vorlesung mit vertiefenden Tutorien im Sommersemester, und Fall-

besprechungen sowie Hospitationen bei verschiedenen beratenden Einrichtun-

gen (im Sommer- und Wintersemester). Die Vorlesung wurde erstmals im 

Sommersemester 2014 an der Universität Leipzig angeboten und umfasst die 

Grundzüge des Asyl- und Aufenthaltsrechts. Im vergangenen Jahr wurde sie von 

Mitgliedern der RLCL, einer Anwältin aus Leipzig sowie von Richtern des 

Bundesverwaltungsgerichts durchgeführt. Seit diesem Jahr dozieren ausschließ-

lich Richter des Bundesverwaltungsgerichts. Die Tutorien konzentrieren sich 

auf die Grundlagen des Verwaltungs- und Europarechts. Im Rahmen der Hospi-

tationen wird ein praktischer Einblick in die Beratungstätigkeit gewonnen. Die 

Besuche bei der jeweiligen beratenden Einrichtung bieten die Möglichkeit, das 

Gelernte unter der Aufsicht von erfahrenen Berater*innen direkt anzuwenden. 

Die Hospitierenden können außerdem bereits kleinere Rechercheaufträge über-

nehmen. Die Fallbesprechungen haben im Wintersemester 2014/2015 begon-
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nen. Hier werden konkrete Fälle und Urteile mit verschiedenen Dozent*innen 

besprochen. Diese Besprechung dient dazu, das Wissen aus der Vorlesung zu 

vertiefen. Manchmal werden auch einzelne ergänzende Veranstaltungen zu be-

stimmten Themen angeboten, die aktuelle Relevanz haben oder bezüglich derer 

großer Informationsbedarf besteht. Das sind beispielsweise Vorträge über recht-

liche Neuerungen wie die Dublin-III -Verordnung. 

Die Ausbildungsmöglichkeit durch die RLCL gibt es nicht nur für Jurastudie-

rende. Auch Nicht-Jurist*innen und Nicht-Studierende können sich zur Rechts-

berater*in im Asyl- und Aufenthaltsrecht ausbilden lassen. Genauso steht die 

Initiative allen offen, die sich in anderer Weise im Rahmen der RLCL engagie-

ren möchten. Dazu stehen verschiedene Untergruppen innerhalb der Vereins-

struktur bereit, in denen sich der Einzelne aktiv einbringen kann. Es gibt bei-

spielsweise das bereits oben erwähnte Rechercheteam oder eine Gruppe, die für 

die Öffentlichkeitsarbeit zuständig ist und wiederum ein Team, das die Finanzen 

betreut. 

III. Strukturen in Leipzig  
Um langfristig die Versorgung besonders schutzbedürftiger Flüchtlinge im 

Raum Leipzig zu verbessern, arbeitet die RLCL mit anderen Leipziger Initiati-

ven zusammen. Durch den Verbund und die Vernetzung verschiedener Vereine 

mit unterschiedlichen Kompetenzen und Stärken werden die regionalen Struktu-

ren so genutzt, dass geflüchteten Menschen eine möglichst umfangreiche Unter-

stützung garantiert werden kann. Neben der Zusammenarbeit mit dem Medinetz 

Leipzig und ehrenamtlichen Sprachmittler*innen kooperiert die RLCL seit An-

fang 2015 auch mit dem Mosaik e.V, der ein psychosoziales Zentrum für ge-

flüchtete Menschen aufbaut und eine therapeutische Grundversorgung für trau-

matisierte Flüchtlinge gewährleisten möchte. Die Zusammenarbeit innerhalb 

dieser Strukturen in Leipzig hilft der RLCL dabei, ihren langfristigen Zielen ein 
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A. Einleitung 
Dieser Beitrag beabsichtigt, zunächst das Konzept der neu gegründeten Law 

Clinic der Universität Augsburg darzustellen. Nach einem Jahr der Entwicklung 

wird ein weiterer Beitrag über die Umsetzung des Projekts in die Praxis berich-

ten. Unsere Erfahrungen sollen anderen Law Clinics in Deutschland und Europa 

jetzt oder in Zukunft Informationen über den Aufbau und die Struktur der stu-

dentischen Rechtsberatung an der Universität Augsburg geben und aufzeigen, 

wie sich ein solches Konzept realisieren lässt. 

Durch eine Initiative engagierter Studenten und NGOs in Augsburg wurde die 

Universität von der Rechtsanwaltskammer für den OLG Bezirk München darin 

bestärkt, eine Law Clinic für den Bereich Flüchtlingsrecht einzurichten. Die 

Rechtsprobleme im Bereich des Asylrechts - vor allem auf europäische Ebene - 

sind vielfältig und aufgrund der anwachsenden Zahlen an Erstanträgen von 
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Asylbewerbern nicht nur auf politischer oder wirtschaftlicher Ebene eine Belas-

tung, sondern auch aus rechtlichen Gründen für deutsche Hilfsorganisationen 

und Behörden problematisch. Die Law Clinic der Universität Augsburg beab-

sichtigt, konkrete Rechtsfragen in diesem Bereich zu beantworten und sich aktiv 

an der Rechtsentwicklung zu beteiligen. Zusätzlich bietet die Law Clinic den 

teilnehmenden Studenten eine Form von pro bono Weiterbildung neben ihrem 

Jurastudium an der Universität an. 

Die Law Clinic wird als Projekt der Universität Augsburg auch deshalb ins 

Leben gerufen, um wissenschaftliche Arbeiten zu verfassen und einen Beitrag 

dafür zu leisten, das Asylrecht in Deutschland inhaltlich zu durchdringen. Die 

Teilnehmer der Law Clinic werden in diesem Semester eine spezifische Vorbe-

reitung im Ausländer- und Asylrecht erhalten sowie wissenschaftliches Arbeiten 

erlernen. Ab 1.Oktober 2015 erwarten wir die ersten Fälle. Mit wissenschaftli-

chem Arbeiten wollen wir uns deshalb intensiver beschäftigen, weil wir so die 

häufigsten Problemfälle identifizieren werden und die Studenten mit dem 

Rechtsgebiet vertraut machen. Das ist die Grundlage, um in Zukunft mit Unter-

stützung eines Rechtsanwalts Rechtsberatung persönlich anbieten zu können. 

Nachfolgend werden die Entwicklung und erste Fragen angesprochen, denen 

sich die Gründer in der Anfangsphase stellen müssen. Anschließend wird unser 

bisheriges Konzept zum Aufbau der Law Clinic beschrieben. 

B. Entwicklung 
Seit 2008 dürfen Jura Studenten nach deutscher Gesetzgebung unter Anlei-

tung eines Rechtsanwalts Rechtsberatung anbieten. Die Law Clinic der Univer-

sität Augsburg erfüllt diese Vorgaben: aufgrund der Kooperation mit der 

Rechtsanwaltskammer München ist die rechtliche Begleitung gewährleistet. Die 

Kooperation mit anderen Institutionen (Amtsgericht, Jugendamt, Ausländerbe-

hörde, Verwaltungsgericht) und NGOs werden bisher nur für informationelle 
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E. Teilnehmer 
Interessenten aller Studienrichtungen und Studiengänge der Universität 

Augsburg haben die Möglichkeit, sich ab der zweiten Semesterwoche nach ei-

ner Informationsveranstaltung zu bewerben. Die Interessenten werden gebeten, 

ein Motivationsformular auszufüllen, das als Auswahlkriterium verwendet wird. 

In diesem Formular finden sich unter anderem Fragen nach der Motivation einer 

Beteiligung an der Law Clinic, nach einem sozialen Engagement, wie sie sich 

ihre Mitarbeit in der Law Clinic vorstellen, wie sie von uns erfahren haben und 

was ihre Stärken und Schwächen sind. Dieses Auswahlverfahren soll keine Inte-

ressenten von der Bewerbung abschrecken, sondern dient als Versicherung nöti-

gen Interesses und belegt ihre Fähigkeiten sich auszudrücken zu können. Jura 

Studenten können die Gerichtsbesuche zu ihren Praktika und dem Angebot ei-

nes Propädeutischen Seminars, die einen Pflichtbereich des Studiums darstellen, 

anrechnen lassen. 

F. Schluss 
Wir erwarten uns, dass die Teilnahme an der Law Clinic der Universität 

Augsburg den Studenten nicht nur als ehrenamtliche Tätigkeit nutzt, sondern 

ihnen auch eine Spezialisierung in einem Gebiet mit wenigen Experten bietet. 

Sie lernen, wie man eine wissenschaftliche Arbeit erstellt und recherchiert. Bei-

des wird für einen späteren Arbeitgeber wichtig sein: Soziales Engagement und 

besondere juristische Kenntnisse. 
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A. Einleitung 
Die Refugee Law Clinic Berlin e.V. (RLC) ist eine Initiative von Studieren-

den und Promovierenden an der Humboldt-Universität zu Berlin. Ihr Ziel ist es, 

Studierenden Kenntnisse des Asyl- und Aufenthaltsrechts zu vermitteln und 

gleichzeitig kostenlose und kompetente Rechtsberatung für Geflüchtete und 

Migrant_innen in Berlin anzubieten. Durch eine Kombination von theoretischen 

und praktischen Elementen sollen Studierende schon während ihrer universitä-

ren Ausbildung in die Lage versetzt werden, konkrete rechtliche Beratung an-

bieten zu können. Die RLC schafft ein Rechtsberatungsangebot für Mig-

rant_innen und Geflüchtete, ergänzt das universitäre Lehrangebot und möchte 

damit eine Lücke zwischen Ausbildung und Anwendung schließen. 

Initiiert wurde die Idee einer RLC in Berlin von einigen Studierenden unter 

der Leitung von Moheb Shafaqyar. Aufgrund der hohen politischen und gesell-

schaftlichen Aktualität der Thematik stieß die Idee einer studentischen Rechts-

beratung für Geflüchtete und Migrant_innen von Beginn an auf großes Interes-

se. In einer konstituierenden Mitgliederversammlung im Januar 2014 gründeten 

circa 60 Studierende die RLC Berlin. Dabei gaben sie ihr die Rechtsform eines 
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Betreut wird die Vorlesung von Meike Riebau und Dr. Matthias Lehnert, aber 

auch zahlreiche Gastdozent_innen konnten für das Projekt gewonnen werden. 

Insbesondere Exkurse in andere Themengebiete wie Traumalehre und ein 

Kommunikationstraining unterstreichen den interdisziplinären Charakter der 

Veranstaltung. So steht sie auch allen Interessierten offen und wird sowohl von 

Studierenden aus anderen Fachrichtungen und Universitäten sowie von Exter-

nen besucht. Darunter befinden sich insbesondere auch Personen, die bereits in 

der Verfahrensberatung tätig sind und ihr Wissen lediglich ausbauen möchten. 

Insgesamt entstand so eine Vorlesung mit wöchentlich über 200 Teilneh-

mer_innen. 

Im zweiten Teil der Ausbildung absolvieren die zukünftigen Berater_innen 

ein Praktikum in den einschlägigen Rechtsgebieten. Dabei sollen sie mit 

der praktischen Anwendung des in der Vorlesung abstrakt erlernten Asyl- und 

Aufenthaltsrechts in Berührung gebracht werden. Ziel dieses praktischen Teils 

ist es, ein tieferes Verständnis der dogmatischen Materie zu entwickeln und 

praktische Fertigkeiten zu schulen. Bei der Anerkennung von Praktika orientiert 

sich die RLC an der juristischen Ausbildungs- und Prüfungsordnung des Landes 

Berlin. Demnach wird verlangt, dass die Praktikumszeit mindestens drei Wo-

chen beträgt und unter Anleitung von Volljuristen erfolgt. Im ersten Jahr ihres 

Bestehens konnte die RLC bereits bis zu zehn Praktikumsplätze vermitteln. 

Weitere 30 Teilnehmer_innen der Vorlesung suchten sich auf eigene Initiative 

einen entsprechenden Platz. 

Aus diesem Grund kann nun im Sommersemester 2015 ein Vertiefungssemi-

nar mit über 40 Teilnehmer_innen angeboten werden. Dieses Seminar verknüpft 

Elemente aus den ersten beiden Teilen der Ausbildung. So werden konkrete 

Fälle aus den Praktika besprochen und gemeinsam erarbeitet. Betreut wird die 

Veranstaltung von der Berliner Rechtsanwältin Johanna Mantel. Das Seminar 
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Angebote vorzufinden sind. Ab Sommer 2015 wird die RLC dann voll in die 

Beratung von Geflüchteten und Migrant_innen einsteigen. 
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A. Entstehungsgeschichte 
Die Idee eine studentische Rechtsberatung an der Universität Passau zu grün-

den, entstand auf der vom Bundesverband Rechtswissenschaftlicher Fachschaf-

ten (BRF e.V.) organisierten Bundesfachschaftentagung in Hamburg im Jahr 
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Schranken ist und sich somit für die Rechtsberatung eignet. Ist dies der Fall, 

wird die Anfrage an eines der verfügbaren Beratungsteams und an einem ver-

fügbaren Betreuer weitergeleitet. Die Berater vereinbaren daraufhin einen Ter-

min mit dem Ratsuchenden zur weiteren Sachverhaltsaufnahme. Im Rahmen 

dieses Gesprächs wird auch der Beratervertrag zwischen der Studentischen 

Rechtsberatung der Universität Passau e.V. und dem Ratsuchenden abgeschlos-

sen. Im Anschluss an dem Termin werden von dem Team die rechtlichen Mög-

lichkeiten recherchiert und es werden Lösungsvorschläge erarbeitet. Hierfür 

haben die Berater eine Bearbeitungsfrist von zwei Wochen, wobei diese je nach 

Einzelfall länger ausfallen kann. Nach der Recherchephase wird ein Termin mit 

dem zuständigen Betreuer vereinbart, der die Lösungsvorschläge auf ihre Rich-

tigkeit hin überprüft. Hält der Rat der rechtlichen Überprüfung durch den Be-

treuer stand, vereinbart das Beratungsteam mit dem Ratsuchenden einen Ab-

schlusstermin, im Rahmen dessen die möglichen rechtlichen Vorgehensweisen 

besprochen werden. 

Um den Beratern einen realistischen Einblick in den Berufsalltag eines An-

walts zu gewähren, sind diese verpflichtet, sowohl Hand- als auch Digitalakten 

(Für die Digitalakten wird das Programm A-Jur verwendet) anzulegen (in An-

lehnung an § 50 BRAO). 

C. Organisatorisches 

I. Haftung 
Damit das Haftungsrisiko im Falle einer fahrlässigen Falschberatung weder 

auf Berater noch auf Betreuer lastet , wurde eine Haftpflichtversicherung abge-

schlossen. Diese umfasst sowohl die studentischen Beraterinnen und Berater als 

auch die wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 
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II.  Mitgliedschaft 
Der Schutz der Versicherung erstreckt sich auf Vereinsmitglieder. Demnach 

müssen Studierende, die als studentische Berater tätig sein möchten, Mitglieder 

im Verein werden. Das Gleiche gilt für wissenschaftliche Mitarbeiter, die sich 

als Betreuer engagieren möchten. Studierende, die sich im Rahmen des Organi-

sationsteams einbringen möchten, sowie Anwälte oder sonstige Unterstützer 

trifft diese Verpflichtung nicht. 

IV.  Zahlen und Fakten 
Die Studentische Rechtsberatung der Universität Passau e.V. hatte bei der 

Gründung im November 2013 mit 27 Mitglieder angefangen. Nach nur einem 

Jahr hat der Verein nunmehr 64 Mitglieder, wobei die Berater, die ab April 2015 

hinzukommen, nicht gezählt wurden. 

Die Beratertätigkeit konnte, nach Abschluss der Haftpflichtversicherung, im 

April 2014 aufgenommen werden. Seit Aufnahme der Beratertätigkeit am 01. 

April 2014 bis zum 15. Februar 2015 haben uns über 110 Fallanfragen erreicht. 

Ca. die Hälfte davon wurde bearbeitet. 

Das Team der Studentischen Rechtsberatung der Universität Passau e.V. freut 

sich, Sie im Herbst 2015 anlässlich des vierten Symposiums der studentischen 

Rechtsberatungen des "Bund Studentischer Rechtsberater" die anderen Legal 

Clinics in Passau begrüßen zu dürfen! 
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Rechtsberatungsstellen direkt unter der Obhut der juristischen Fakultäten und 

Universitäten heraus. 

2015 kann man inzwischen ca. 70 Projekte in Deutschland identifizieren von 

denen ca. 40 Stück als nachhaltig einzustufen sein dürften. Letzteres wird die 

Zeit jedoch zeigen. 

Im nachstehenden Beitrag stellt der Autor sowohl die gewonnenen Erkennt-

nisse der vergangenen Jahre als auch die Ergebnisse der ersten statistischen 

Erhebung zur Entwicklung der Studentischen Rechtsberatung in Deutschland 

vor.6 Ziel ist es die Unterschiede und Schnittmengen herauszuarbeiten, den Sta-

tus quo der studentischen Rechtsberatung in Deutschland einzufangen und mög-

licherweise den ein oder anderen Anstoß zu geben. 

B. Die Umfrage 
Die Umfrage dient dazu den Status quo innerhalb Deutschlands zum erste 

Mal wiederzuspiegeln. Für die Zukunft soll dies regelmäßig wiederholt werden, 

um verlässliche Zahlen bezüglich der Entwicklung der studentischen Rechtsbe-

ratung, in Deutschland, zu generieren. 

So wurden zehn studentische Rechtsberatungsprojekte ausgewählt, um eine 

gute Vergleichsbasis zu haben. Dabei wurden ganz bewusst Rechtsberatungs-

                                                      

6 Die erste statistische Erhebung zur Entwicklung der Studentischen Rechtsberatung in 
Deutschland fußt auf einer Umfrage des "Bund studentischer Rechtsberater" (BSRB) auf 
dem 3. Symposium Studentischer Rechtsberater im Herbst 2014 in Hannover. Die Um-
frage wurde von Jan-Gero Alexander Hannemann, Philipp Mertes und Magdalena 
Kotyrba durchgeführt. Die Auswertung erfolgte durch Herrn Hannemann. An dieser 
Umfrage nahmen die folgenden zehn studentischen Rechtsberatungsstellen teil: studen-
tische Rechtsberatung der Universität Passau e.V.; Pro Bono studentische Rechtsbera-
tung Freiburg e.V.; Law Clinic im Medien- und Informationsrecht der Universität Pas-
sau; Refugee Law Clinic Munich e.V.; Verein für Rechtshilfe im Justizvollzug des Lan-
des Bremen e.V.; studentische Rechtsberatung der Fakultät für Wirtschaftswissenschaf-
ten an der Hochschule Wismar; die noch in Gründung befindliche studentische Rechts-
beratung Mannheim; studentische Rechtsberatung Göttingen in Kooperation mit der 
Tafel Göttingen; Pro Bono Göttingen; "Student-Law" gUG. 
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C. Gewonnene Erkenntnisse in Bezug auf die strukturelle 

Ausrichtung der einzelnen Rechtsberatungen 

I. Dauer der Gründung 
Die Dauer der Gründungsphase war von Legal Clinic zu Legal Clinic unter-

schiedlich. Einzig wie lange die Gründung der studentischen Rechtsberatung in 

Bremen dauerte, konnte aufgrund der inzwischen über 35-jährigen Beratungstä-

tigkeit nicht mehr rückblickend festgestellt werden. Auch die Rechtsberatungs-

stelle aus Mannheim, die für die Umfrage ausgewählt wurde, befindet sich noch 

im Gründungsprozess und konnte deswegen noch keine Angaben tätigen. Eine 

weitere Rechtsberatungsstelle enthielt sich. 

Sieben Rechtsberatungsstellen konnten jedoch Auskunft über die Dauer ihrer 

Gründungsphase geben. Unter Gründungsphase ist der Zeitraum von der ersten 

Idee bis zur ersten durchgeführten Rechtsberatung zu verstehen. In der Regel 

fand die Gründung und zumeist auch Eintragung der Rechtsform schon deutlich 

früher statt als die erste Beratung selbst. 

Jene lag im kürzesten Fall bei fünf Monaten und im längsten Fall bei 18 Mo-

naten. Durchschnittlich betrug die Gründungsdauer ca. 9 Monate. Würde man 

aus dieser Kalkulation das Projekt, das 18 Monate zur Gründung benötigte (Stu-

dentische Rechtsberatung der Universität Passau e.V.) herausnehmen, so läge 

der Durchschnitt der Gründungs-Phase sogar nur bei ca. 7 Monate. 

II. Gewählte Rechtsformen 
Die meisten studentischen Rechtsberatungsstellen haben bewusst eine andere 

Rechtsform als die GbR (Gesellschaft bürgerlichen Rechts) gewählt, die immer 

dann vorliegt, wenn gerade keine Rechtsform gewählt wurde. Diese Rechtsform 
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ve Organisationen und deren Mitarbeiter rechtsberatend aktiv werden bewusst 

offen gelassen. 

Die Umfrage ergab, dass die meisten studentischen Rechtsberatungsstellen 

(80 %) nur Studenten der Rechtswissenschaften als Berater in das Team auf-

nahmen. Einige von ihnen gingen sogar soweit, nur Jurastudenten der eigenen 

juristischen Fakultät in das Team aufzunehmen. Dies trifft regelmäßig auf Pro-

jekte, die an den Universitäten oder einzelnen Lehrstühlen organisiert sind, zu. 

Aufgrund der engen Verbindung zwischen Universität und der Legal Clinic war 

dies teilweise auch gar nicht anders möglich. So kann in der studentischen 

Rechtsberatung Göttingen eine Schlüsselqualifikation erworben werden, in der 

Law Clinic im Medien- und Informationsrecht an der Universität Passau sogar 

der Schwerpunkt abgeleistet werden. 

Teilweise wurden daher auch Studenten höherer Semester oder zumindest mit 

Zwischenprüfung bevorzugt genommen (60 % aller befragten Rechtsberatungs-

stellen). Für die Mitarbeit an den Fällen der Refugee law Clinic Munich wurde 

sogar das Ableisten einer spezifischen Ausbildung im Flüchtlingsrecht voraus-

gesetzt. Dies ist bei Refugee Law Clinics nicht unüblich, da die Materie in der 

es zu beraten gilt, sehr umfangreich ist.16 

Lediglich zwei studentische Rechtsberatungsstellen (Pro Bono Göttingen & 

Student-Law [wenngleich Student Law explizit Studenten der Rechtswissen-

schaften sucht]) hatten auch rechtsberatende Mitglieder anderer Studien-

Disziplinen. Bei der Refugee law Clinic Munich muss nicht jeder Mitarbeiter als 

Rechtsberater arbeiten. So gibt es auch Studenten anderer Disziplinen, die zum 

Beispiel als Übersetzer agieren. Solange eine gute Betreuung i.S.d. § 6 RDG 

                                                      

16 Vgl. Karoline Meta Beisel: "Rechtsberatung von Jurastudenten: Nachwuchs-Anwälte 
der Armen" in: Süddeutsche, vom 2. April 2013. 
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